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ZUKUNFTSFRAGEN

Die globale Klimapolitik braucht einen Neustart
Friedemann Müller 

Gemessen an der Aufbruchstimmung der 1980er- und frühen 1990er-Jahre hat sich die globale Klimapolitik Schritt für Schritt 
in eine Sackgasse manövriert, indem sich die Kluft zwischen erklärtem Ziel und Realisierungsmöglichkeiten ständig vergrößert 
hat. Welche Weichen wurden falsch gestellt? Ein Umdenken ist erforderlich, das Lösungsansätze der1990er-Jahre aufgreift. 

Umwelt- und später Klimapolitik hat sich 
seit den 1970er-Jahren zuerst langsam, spä-
ter mit hoher Dynamik entwickelt. In den 
1980er-Jahren war es vor allem die von den 
Vereinten Nationen eingesetzte Brundtland-
Kommission (Weltkommission für Umwelt 
und Entwicklung), die 1987 mit ihrem Be-
richt „Unsere Gemeinsame Zukunft“ den 
Schub gab. 

Zwei Begriffe sollten aus diesem globalen 
Diskussionsprozess prägend für die kom-
menden Jahrzehnte hervorgehen: Nachhal-
tigkeit und Global Governance. Nachhaltig, 
ein Begriff, der im Deutschen bis dahin nur 
in der Forstwirtschaft gebräuchlich war, ist, 
so schreibt Volker Hauff, der Herausgeber der 
deutschen Ausgabe des Brundtland-Berichts, 
„eine Entwicklung, die die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass 
künftige Generationen ihre eigenen Bedürf-
nisse nicht befriedigen können“ [1]. Mit Glo-
bal Governance ist die politische Kunst der 
Lösung globaler Probleme in einer Welt ohne 
Weltregierung, -parlament, -justiz und- voll-
zugsinstitutionen (bzw. mit nur rudimentä-
ren Ansätzen hierzu) gemeint. 

Dynamische Entwicklung ab 1987

In diesem Sinne ist die Dynamik ab 1987 zu 
sehen. Der Deutsche Bundestag hat im sel-
ben Jahr eine Enquetekommission „Vorsorge 
zum Schutz der Erdatmosphäre“ ins Leben 
gerufen, in dessen Schlussbericht 1990 ein 
Absinken der Treibhausgasemissionen der 
Industrieländer und ein quantitativ vorge-
gebenes begrenztes Ansteigen bei den Ent-
wicklungsländern empfohlen wird. 1988 
fand die erste Weltklimakonferenz in Toronto 
statt. Im selben Jahr wurde der Weltklima-
rat (Intergovernmental Panel on Climate 
Change, IPCC) gegründet, der 1990 seinen 
ersten Sachstandbericht mit vergleichbaren 

Empfehlungen wie die Enquetekommission 
herausgegeben hat. Dieser folgte in der Legis-
laturperiode ab 1990 eine weitere Enquete-
kommission „Schutz der Erdatmosphäre“ mit 
präziseren Vorgaben. 

1992 fand schließlich die United Nations 
Conference on Environment and Develop-
ment (UNCED) in Rio de Janeiro statt, auf 
der neben der Rio-Deklaration und Agenda 
21 insbesondere die Klimarahmenkonven-
tion, United Nations Framework Convention 
on Climate Change (UNFCCC), verabschie-
det wurde, aus der sich die jährlichen Ver-
tragsstaatenkonferenzen (Conferences of 
Parties, COPs) ableiten. Die 28. Konferenz, 
also COP28, soll vom 30.11-12.12. in Dubai 
stattfinden.  

Die Rio-Konferenz (1992) hat im Sinne von 
Global Governance zwei Pflöcke eingeschla-

gen. Erstens, in Artikel 2 der Klimarahmen-
konvention wird als Ziel festgelegt „die Sta-
bilisierung der Treibhausgaskonzentration 
auf einem Niveau zu erreichen, auf dem eine 
gefährliche anthropogene (also durch Men-
schen verursachte, F.M.) Störung des Klima-
systems verhindert wird.“ Zweitens wurde 
als Prinzip in der Rio-Deklaration, „die In-
ternalisierung von Umweltkosten“ und „dass 
grundsätzlich der Verursacher die Kosten 
der Verschmutzung trägt“ (Grundsatz 16) 
vereinbart. Diese Verankerung des Verursa-
cherprinzips macht offenkundig, dass auf 
der Rio-Konferenz und darüber hinaus die 
Umweltökonomie im globalen Konsens den 
Weg zu einer globalen Lösung des Problems 
gewiesen hat.  

Die Umweltökonomie ist eine Disziplin, die 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
entwickelt wurde und in ihrer Entstehung 

Neuorientierung in der Klimapolitik: Wir müssen dringend neue Anreize für Schwellen- und Entwick-
lungsländer setzen, mit der Emission von Treibhausgasen sparsam umzugehen  Bild: Adobe Stock
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mit dem Namen des englischen Wohlfahrts-
ökonomen Arthur Pigou (1877-1959) ver-
bunden ist. William Baumol und Wallace 
Oates schrieben in dem 1988 erschienenen 
Buch „The Theory of Environmental Policy“: 
„When the ‚environmental revolution‘ arrived 
in the 1960s, economists were ready and 
waiting“ [2]. Zwei Prinzipien der Umweltöko-
nomie sind für die Klimapolitik besonders 
relevant. Erstens, das Verursacherprinzip, das 
besagt, dass der Verursacher eines Schadens 
für die Kosten der Behebung des Schadens 
aufkommen muss. Zweitens, es gibt öffentli-
che Güter, deren Eigentümer die Gesellschaft 
ist. Die Gesellschaft kann eine Kommune, 
ein Staat oder die Menschheit sein. 

Die Menschheit als Eigentümer trifft z.B. auf 
die Ozeane, aber auch auf die Atmosphäre 
zu. Wenn nun ein Verursacher das Eigentum 
einer Gesellschaft beschädigt, ist er oder sie 
für die Behebung des Schadens, in unserem 
Fall „eine gefährliche Störung des Klimasys-
tems“, zuständig. Wenn diese Störung un-
entgeltlich vorgenommen werden kann, 
wird dies eine Externalisierung der Kosten 
genannt. Grundsätzlich gilt, dass eine 
Marktwirtschaft nur dann eine hohe Effizi-
enz erreicht, wenn die externalisierten Kos-
ten internalisiert sind, weil sonst wegen der 
vermeintlich niedrigen Kosten ein Ver-
schwendungseffekt eintritt [3].  

Klaus Töpfer, ursprünglich Wirtschaftswis-
senschaftler, in der Zeit einer dynamischen 
und globalen Klimapolitik Bundesumweltmi-
nister (1987-1994), schrieb in einem Aufsatz 
1993: „Richtig betriebener Umweltschutz – im 
Sinne der Internalisierung externer Kosten – 
kostet eine Volkswirtschaft ökonomisch gese-
hen nichts, da objektiv vorhandene externe 
Umweltkosten verursachergerecht angelastet 
werden“ [4]. Und ein Jahr zuvor schrieb er 
über die „nicht ausreichend auf nachhaltige 
Sicherung der Lebensgrundlage künftiger  
Generationen orientierte Wirtschafts- und  
Lebensweise“ der Industrieländer: „Eine welt-
weite Nachahmung dieser Wirtschaftsweise 
würde den ökologischen Kollaps unseres Pla-
neten bedeuten“ [5]. In ähnlicher Weise argu-
mentierte der damalige amerikanische Vize-
präsident (1993-2001) und Gewinner des 
Friedensnobelpreises (2007) für sein klimapo-
litisches Engagement, Al Gore [6]. 

Die indische Politik leitete sich wiederum bis 
heute aus den Erkenntnissen der renommier-
ten indischen Wissenschaftler Anil Agawal 
und Sunita Narain, Direktoren des Centre for 
Science and Environment (CSE), ab, die 1991 
in einer Monographie mit detaillierten Zah-
len darstellten, wie ungleich die Nutzung des 
öffentlichen Gutes der Belastbarkeit der Atmos-
phäre verteilt ist. Ihre Kernaussage lautet: 
„CSE believes that a system of global tradeable 
permits should be introduced to control global 
greenhouse gas emissions. All countries should 
be given tradeable quotas in proportion to their 
population share“ [7].  

Auch Töpfer argumentierte im Sinne von 
Agarwal/Narain, dass gemessen an der Bevöl-
kerungszahl die Industrieländer für die Über-
nutzung der gemeinsamen Ressourcen an 
diejenigen, die unterproportional davon Ge-
brauch machen, etwas schulden: „Es ist deshalb 
nicht unfair, wenn uns von diesen Ländern 
entgegengehalten wird, dass ihren Kapital-
schulden unsere ökologischen Schulden gegen-
überstehen, die gegeneinander aufgerech-
net werden können und müssen“ [8]. Diese 
Forderung hat nicht nur eine moralische 
Komponente und liegt wegen der Anwendung 
des Verursacherprinzips im Wesen einer 
effizienten Marktwirtschaft, sie führt auch 
wegen des Anreizes in Entwicklungs- und 
Schwellenländern zum sparsamen Umgang 
mit der Emission von Treibhausgasen zu ei-
ner Lösung des Problems, die zum Schaden 
der Menschheit seit drei Jahrzehnten nicht 
zur Anwendung kam.   

Diese in der öffentlichen Diskussion vorlie-
genden Vorschläge für die Problemlösung 
waren zur Zeit der Rio-Abkommen durch die 
kodifizierten Prinzipien und die Erkenntnisse 
der Umweltökonomie geprägt. Dies hat sich ab 
1994 schnell verändert. Die Klimarahmenkon-
vention, der alle relevanten (inzwischen 198) 
Staaten beigetreten sind, ist im März 1994 in 
Kraft getreten. Im April 1995 fand die erste 
Vertragsstaatenkonferenz (COP 1) in Berlin 
statt. Damit wurde das besondere Engage-
ment Deutschlands (Enquetekommissionen, 
Führungsaufgaben von Umweltminister Töpfer, 
Gründung des renommierten Potsdam Insti-
tut für Klimafolgenforschung 1992, Teilnah-
me des Kanzlers Kohl in Rio) gewürdigt. In 
Erwartung einer auch künftigen Führung 

durch die deutsche Politik wurde bei COP 1 
das Klimasekretariat der Vereinten Nationen 
nach Bonn vergeben, wo es bis heute mit ca. 
450 Mitarbeitern angesiedelt ist.

Im November 1994, fünf Monate vor dieser 
Konferenz, hatte Bundeskanzler Kohl nach 
der Bundestagswahl Klaus Töpfer als Umwelt-
minister durch Angela Merkel ersetzt. Die 
junge, im internationalen Geschäft und in der 
englischen Sprache wenig erfahrene bisheri-
ge Familienministerin musste COP 1 leiten. 
Sie wurde einerseits als Naturwissenschaft-
lerin wegen ihrer schnellen Auffassungsgabe, 
was das Problem betrifft, gelobt, anderer-
seits ging es in der neuen Rolle um politische 
Lösungsstrategien und hier wurde mit ihrer 
Hilfe ein Paradigmenwechsel vollzogen, den 
vor allem Umweltverbände – bei COP 1 hatten 
165 NGOs Beobachterstatus – lobten [9], auf 
Umweltökonomen jedoch katastrophal wirkte. 
Bei der Konferenz wurde das „Berliner Man-
dat“ verabschiedet, welches das Verursacher-
prinzip als strategisches Prinzip für die Lö-
sung des Klimaproblems ablöste. Artikel 2 (b) 
dieses Mandats lautet: „Der Prozess wird … 
keine neuen Verpflichtungen für nicht in 
Annex I aufgeführte Vertragsparteien ein-
führen“. In Annex I sind namentlich alle 
Industriestaaten aufgeführt. Entsprechend 
sollen alle nicht als Industriestaaten genann-
ten Länder, darunter China und Indien, von 
jeder Begrenzung ihrer Emissionen befreit 
sein. Dies bedeutet, dass die Nicht-Annex-I-
Staaten (über 80 % der Menschheit) nicht 
unter das Verursacherprinzip bei ihren 
Emissionen fallen.  

In den folgenden beiden Jahren, bevor ein 
völkerrechtlich verbindlicher Vertrag im 
Rahmen von COP 3 im Dezember 1997 mit 
dem Kyoto-Protokoll ausgehandelt wurde, 
haben die Medien ganz überwiegend den 
Begriff des „Ablasshandels“ übernommen 
und verbreitet, um die Option eines globa-
len Emissionshandels, wie dies Agarwal/
Narain vorgeschlagen haben und wie er lokal 
in Südkalifornien 1991 zum ersten Mal für 
die dortige Luftverschmutzung eingesetzt 
wurde, zu diskreditieren. Vor allem wurde 
das Argument verbreitet, dass sich dann nur 
noch reiche Leute erlauben können, Treib-
hausgase zu emittieren. Aus ökonomischer 
Sicht ist anzumerken, dass es als ineffizien-
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testes Instrument einer Sozialpolitik gilt, 
wenn Güter für alle künstlich billig gemacht 
werden, um sie für Arme erschwinglich zu 
machen. So hat sich der auf dem Berliner 
Mandat beruhende Vorschlag der Europäer 
im Wesentlichen durchgesetzt, obwohl für 
die USA wegen der Byrd-Hagel-Resolution 
(Juni 1997) eine angemessene Verpflichtung 
auch der Nicht-Annex-I-Staaten verbindlich 
war und Vizepräsident Al Gore in diesem 
Sinne persönlich in Kyoto verhandelte, und 
obwohl „viele Entwicklungsländer … allen 
voran Indien und China“ bei den abschlie-
ßenden Verhandlungen bis in die letzte 
Nacht von Kyoto sich für die Anwendung des 
Verursacherprinzips stark gemacht haben: 
„Sie verlangten die Entwicklung eines ge-
rechten Systems, welches vorzugsweise auf 
Pro-Kopf-Zuteilungen beruhen sollte“ [10].

Der europäische Vorschlag hatte den Vor-
teil, dass alle damit leben konnten; die  
Entwicklungsländer, weil sie zu nichts ver-
pflichtet wurden, während die Industrie-
länder ihre Emissionen reduzieren muss-
ten, die USA, der damals größte Emittent, 
weil sie, auf Grund der Byrd-Hagel-Resolu-
tion vorhersehbar, das Protokoll nicht rati-
fizieren würden. Nur für das Weltklima 
war diese Weichenstellung fatal. Das Kyoto-
Protokoll verpflichtete die Industrieländer 
bis zum Ende der 15-jährigen Laufzeit, 
oder genau gesagt dem Zeitraum 2008-
2012, ihre Emissionen um 5,2 % gegenüber 
1990 zu reduzieren. Diese Verpflichtungen 
haben die Industrieländer übererfüllt. Im 
Jahr 2012 haben die Annex-I-Länder ein-
schließlich der nicht dem Kyoto-Protokoll 
angehörigen Länder USA und Kanada ihre 
Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 
um 10,6 % verringert, die Nicht-Annex-I-
Länder dagegen ihre CO2-Emissionen auf 
das 2,9-fache erhöht [11]. Dies bedeutete, 
dass die globalen Emissionen nach dem 
Kyoto-Abkommen wesentlich stärker an-
stiegen (in den 1990er Jahren um 11 %, zwi-
schen 2000 und 2010 um 27 %) als zuvor. 

Die Konsequenz, die daraus gezogen wurde, 
war nicht, auf das Verursacherprinzip zu-
rückzukommen, womit den Entwicklungs-
ländern ein Anreiz geboten worden wäre, 
schneller auf erneuerbare Energien umzu-
steigen, statt weiterhin Kohlekraftwerke zu 

bauen. Vielmehr wurde als Folge der 2009 
gescheiterten COP 15 in Kopenhagen, bei 
der sich China und Indien weigerten, Emis-
sionsobergrenzen nach Auslaufen der Kyoto-
Periode (2012) zu akzeptieren, auf Koalitionen 
der Willigen gesetzt. Diese Strategie führte 
dann 2015 zum Pariser Klima-Abkommen, 
bei dem jedes Land selbst seine nationalen 
Bemühungen als Beitrag zu einer globalen 
Klimapolitik, die als Ziel eine Erwärmung 
unter 2 Grad, möglichst nahe bei 1,5 Grad, 
festgelegt hat, benennen soll [12]. 

Diese Nationalisierung eines globalen Prob-
lems öffnet angesichts der höchst unter-
schiedlichen Belastung durch die Klimaer-
wärmung, der Interessen des Verkaufs von 
fossilen Energien in wichtigen Ländern und 
der Laufzeit vorhandener Investitionen (Kraft-
werke), sowie der Schuldzuweisung ange-
sichts der kolonialen Inanspruchnahme des 

Emissionenbudgets Tür und Tor für völlig 
unterschiedliche Wahrnehmungen, welche 
Lastenteilung gerecht wäre und führt damit 
zu wechselseitigen Blockaden im Rahmen 
der Vertragsstaatenkonferenzen. Die ganz 
unterschiedlichen Vorstellungen, was eine 
gerechte Lösung wäre, betrifft insbesondere 
die Beiträge der einzelnen Staaten zur Emissi-
onsbegrenzung, wie auch die Lastenteilung 
zwischen den Industrieländern bei der Unter-
stützung der Entwicklungsländer. So hält das 
Ansteigen der globalen Emissionen weiter an, 
obwohl schon längst ein Absinken dieser 
Emissionen hätte einsetzen müssen. 

Wo stehen wir jetzt? 

Abb. 1 zeigt, dass seit 1990 über mehr als 
drei Jahrzehnte die Emissionen der Industrie-
länder moderat, d.h. um 17 % gesunken, die 
der Entwicklungs- und Schwellenländer aber 

CO₂-Emissionen der Industrieländer und Nicht-Industrieländer 1990-2022 in Mrd. t 
 Quelle: Ziesing, ET 10/2022 und ET 10/2023

Abb. 1

Veränderung der Anteile an den globalen C0₂-Emissionen (1990-2022) 
 Quelle: Ziesing ET 10/2023

Abb. 2
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auf das 3,2fache gestiegen sind. In absoluten 
Zahlen sind die jährlichen Emissionen der 
Industrieländer um 2,5 Mrd. t gesunken, die 
der Entwicklungsländer um 15,2 Mrd. t, also 
um das Sechsfache, gestiegen. 

Damit ist tendenziell eingetreten, wovor u.a. 
Klaus Töpfer 1992 gewarnt hat, nämlich dass 
eine weltweite Nachahmung des Entwick-
lungspfades der Industrieländer einen Kollaps 
des Planeten bedeutete. Deshalb wäre es so 
dringend gewesen, und ist es immer noch, 
den Entwicklungsländern einen Anreiz zu 
bieten, einen moderneren Pfad zu beschrei-
ten. Stattdessen war China allein mit 18 % der 
Weltbevölkerung im Jahr 2021 für 54 % der 
weltweiten Kohleverbrennung und 30 % der 
CO2-Emissionen zuständig. An zweiter Stelle 
als Kohlekonsument liegt Indien (13 %) [13]. 
Beide Länder haben mit ihren Anteilen an 
den Emissionen kräftig zugelegt (Abb. 2). 
China hat inzwischen bei den Pro-Kopf-Emis-
sionen die EU überholt, liegt aber noch weit 
hinter den USA.  

Indien liegt dagegen bei den Pro-Kopf-
Emissionen noch weit zurück (Abb. 3), be-
findet sich aber auf einem wirtschaftlichen 
Entwicklungspfad, der dem Chinas in den 
1990er- und 2000er-Jahre nicht unähnlich ist. 
Dazu kommt, dass anders als in China die 
Bevölkerung wächst. Indien überholt in weni-
gen Jahren die EU-27 mit seinen absoluten 
Emissionen, die wesentlich schneller wach-
sen, als die in der EU sinken können. Insofern 
wäre wichtig, dazu beizutragen, dass die 
Emissionen Indiens langsamer wachsen, als 
das Land in seinen Selbstverpflichtungen im 
Rahmen des Pariser Klimaabkommens ange-
kündigt hat. Dies wäre lt. Internationalem 
Währungsfonds mit relativ geringen finanzi-
ellen Mitteln zu ermöglichen [14]. 

Die Nationalisierung der Lösungsstrategie, 
die mit dem Kyoto-Protokoll eingesetzt hat 
und im Pariser Klimaabkommen verfestigt 
wurde, statt globale Prinzipien und daraus 
abgeleitete Regeln festzulegen, führt auch 
zu einem Gewirr von Gesetzen, die gegen 
andere Länder gerichtet sind und einen ent-
sprechenden Widerstand auslösen. Insbe-
sondere sind darunter die Bemühungen der 
EU zu verstehen, die Importe aus Ländern 
mit weniger starken Klimaauflagen zu ent-

liberalisieren. So verständlich es ist, Güter, 
die deshalb billiger als in Europa produziert 
wurden, weil sie keine vergleichbaren emissi-
onsmindernden Standards erfüllen müssen, 
an der EU-Grenze mit einem Preisausgleich 
(Carbon Border Adjustment Mechanism, 
CBAM) zu versehen, so bietet die Bemessung 
dieses Preisaufschlags viel Anlass zur Gegen-
wehr und ist für die Lösung des globalen Pro-
blems nicht dienlich.  

Neue Anreize für die Schwellen- 
und Entwicklungsländer setzen 

Die Möglichkeit, ein globales Emissionshan-
delssystem zu etablieren, ist unrealistisch 
geworden, insbesondere weil China als welt-
weit größter Emittent nunmehr zu den Netto-

zahlern gehören würde und pro Kopf (7,5 t) 
weit mehr CO2 als der Weltdurchschnitt  
(4,4 t) emittiert (Abb. 3). Nun gibt es seit 
dem Copenhagen Accord von 2009 einen 
Konsens unter allen großen Emittentenlän-
dern, dass die Industrieländer ab 2020 jähr-
lich 100 Mrd. US-$, mit steigender Tendenz, 
bereitstellen müssen, um die Entwicklungs-
länder bei ihren Investitionen zum Energie-
wandel und der Abwehr von Klimafolgen-
schäden zu unterstützen. Dieses Potential 
sollte nicht wie Entwicklungshilfe eingesetzt 
werden. Vielmehr sollte damit ein Anreiz 
geschaffen werden, sowohl eigene Anstren-
gungen zum Ausstieg aus fossilen Energien 
zu honorieren wie insbesondere die Ener-
gieeffizienz (Abb. 4) zu verbessern und da-
mit Energie zu sparen.  

CO₂-Emissionen pro Kopf in t 2022 
 Quelle: Ziesing ET 10/2023

Abb. 3

Energieproduktivität 2022 in US-$/GJ 
 Quelle: Ziesing ET 10/2023

Abb. 4
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Der Artikel beruht auf dem Buch: Friedemann 
Müller, Zur Geschichte der nicht gelungenen 
Klimapolitik, Baden-Baden 2023.

So benötigt Indien 3,4mal so viel Energie, 
um eine Einheit des Bruttoinlandsproduk-
tes herzustellen, als die fünf größten EU-
Länder (EU-5). In der Verbesserung der 
Energieeffizienz stecken die weltweit größten 
Potentiale zur Reduzierung von CO2-Emissi-
onen. Dies betrifft natürlich nicht nur Indien, 
sondern auch Länder wie China und Russ-
land. Würde Indien ein nationales Emissi-
onshandelssystem für CO2-Emissionen ein-
führen, das fossile Energien im Vergleich zu 
erneuerbaren verteuerte, so hätte dies einen 
erwünschten Lenkungseffekt, würde Geld 
mobilisieren, das für Investitionen in erneu-
erbare Energien verfügbar wäre und sollte 
aus dem 100-Mrd.-US-$-Topf begünstigt 
werden, um damit das bevölkerungsreichste 
Land der Erde von seiner Argumentations-
weise abzubringen, dass, solange es bei den 
Pro-Kopf-Emissionen weit unter dem Welt-
durchschnitt liegt, keinen Beitrag zur Lö-
sung des globalen Klimaproblems leisten 
muss. 

Es liegt in unserem Interesse seit den 
1990er-Jahren, die Entwicklungsländer da-
von abzubringen, unseren Entwicklungspfad 
nachzuahmen. Nicholas Stern hat bereits 
2006 nachgewiesen [15], dass die Lösung des 
Klimaproblems um ein Vielfaches billiger 
ist als die Nichtlösung. So können wir es 
uns durchaus etwas kosten lassen, dort zu 
investieren, wo es den größten Effekt macht.
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Wasserstoffnetz darf Strukturwandel-Regionen 
nicht umgehen   
Die Bundesregierung hat mit einer Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes den regulatorischen Rahmen für die zweite 
Stufe des Wasserstoff-Netzhochlaufs geschaffen. Geplant ist, die Verbraucher und Erzeuger von Wasserstoff sowie Wasser-
stoffspeicher an ein flächendeckendes, integriertes Netz anzubinden. Der Wasserstoffhochlauf folgt im Grundsatz der Netz-
planung Gas. Doch im Unterschied zu den historisch gewachsenen Gasnetzen sind mit dem Hochlauf des Wasserstoffnetzes 
auch strukturpolitische Fragen sowie Aufgaben der Versorgungssicherheit verknüpft, auf die der neue gesetzliche Rahmen 
noch keine schlüssigen Antworten liefert.        

Für die Bundesregierung steht derzeit der 
verlässliche Rahmen für den zügigen Aufbau 
und Betrieb des Wasserstoff-Kernnetzes im 
Vordergrund. Mit der jetzt vorgelegten Novel-
le des Energiewirtschaftsgesetzes [1] erhalte 
die Wirtschaft Planungssicherheit für Inves-
titionen in die Dekarbonisierung von Unter-
nehmens- und Produktionsprozessen, heißt 
es. Mit dem geplanten Kernnetz werden 
deutschlandweit zentrale Wasserstoff-Stand-
orte verbunden, es bildet die erste Stufe des 
Netzhochlaufs. 

Das Wasserstoff-Kernnetz soll vollständig 
über die Entgelte der Netznutzer finanziert 
und somit privatwirtschaftlich aufgebaut wer-
den. Die Netzentgelte werden gedeckelt, um 
zu verhindern, dass in den ersten Jahren des 
Netzaufbaus sehr hohe Gebühren den Hoch-
lauf ausbremsen. Den Betreibern des Kernnet-
zes, so der Gesetzentwurf, wird eine risikoan-
gemessene Verzinsung und eine Risikoab- 
sicherung durch den Bund unter Anrechnung 
eines Selbstbehalts gewährt. Durch eine zeit-
liche „Entgeltverschiebung” sollen spätere 
Nutzer den Netzaufbau mitfinanzieren. 

Netzentwicklungsplan für Gas 
und Wasserstoff

Im Jahr 2026 soll erstmals ein Netzentwick-
lungsplan für Gas und Wasserstoff von der 
Bundesnetzagentur genehmigt werden. Fern-
leitungsnetzbetreiber und regulierte Betrei-
ber von Wasserstofftransportnetzen erstellen 
dann alle zwei Jahre einen Szenariorahmen 
und darauf aufbauend einen Netzentwick-
lungsplan Gas und Wasserstoff.

Zeitgleich zum Gesetzentwurf haben die Netz-
betreiber einen Antragsentwurf vorgelegt, 
durch den deutschlandweit wesentliche Was-

serstoff-Standorte verknüpft werden sollen. 
Dieses Kernnetz, so Bundesregierung und 
Netzbetreiber, wird Ausgangspunkt für eine 
weitere Beschleunigung der Energiewende in 
Deutschland sein, denn die klimaneutrale 
Nutzung von Wasserstoff werde die Dekarbo-
nisierung der Industrie entscheidend voran-
bringen. Das Kernnetz ist die Voraussetzung, 
um große KWK-Anlagen sowie Gaskraftwer-
ke auf Wasserstoff umzurüsten oder durch 
neue Wasserstoffkraftwerke zu ersetzen. 
Mit dem Kernnetz können große Verbrauchs- 
und Erzeugungsregionen für Wasserstoff in 
Deutschland erreicht und so wesentliche 
Wasserstoff-Standorte, beispielsweise große 
Industriezentren, Speicher, Kraftwerke und 
Importkorridore, angebunden werden. Das 
Kernnetz stellt die Grundlage für eine euro-
päisch integrierte Netzinfrastruktur dar. 

Der Antrag der Fernleitungsnetzbetreiber 
sieht ein Kernnetz mit rund 9.700 km Leitun-
gen vor, die zu rund 60 % aus umzustellenden 
Leitungen des bestehenden Erdgasnetzes und 
zu 40 % aus Neubauleitungen bestehen. Die 
Kapazitäten für die Ein- und Ausspeisung be-
tragen etwa 100 bzw. 87 GW) Die Investitions-
kosten belaufen sich auf 19,8 Mrd. € [2].

Jetzt wird die Bundesnetzagentur den An-
tragsentwurf prüfen und eine allgemeine 
Konsultation durchführen. Betroffene Akteu-
re haben die Möglichkeit, bis zum 8. Januar 
2024 Stellungnahmen bei der Bundesnetz-
agentur einzureichen. 

Strukturwandel-Regionen 
besser einbinden  

Für den sächsischen Energieminister Wolfram 
Günther ist eine Erweiterung des Wasserstoff-
kernnetzes in Ostdeutschland nötig. Das Kern-

netz wachse und erfasse auch sächsische 
Regionen, die künftig grünen Wasserstoff 
brauchen, um klimaneutral zu produzieren. 
Allerdings sei eine Ausdehnung des Netzes 
notwendig. So würden in den Planungen noch 
Chemnitz, Dresden und die Lausitz mit wichti-
gen energieintensiven Betrieben beziehungs-
weise künftigen wasserstofffähigen Kraft-
werken fehlen. Das werde die Landesregierung 
in den Stellungnahmen zum Antragsentwurf 
der Netzbetreiber nochmals anmahnen [3].

Ein wichtiger Erfolgsfaktor für den kohle-
ausstiegsbedingten Strukturwandel in Ost-
deutschland dürfte es sein, dass Kraftwerks- 
und Industriestandorte in der Lausitz und in 
Mitteldeutschland umfassend an das Wasser-
stoffkernnetz angebunden werden und sich 
die Genehmigungsverfahren für Erneuerbare-
Energien-Anlagen deutlich vereinfachen und 
beschleunigen, um Wasserstoff heimisch und 
klimaneutral zu erzeugen oder an die künfti-
gen Verbrauchsstandorte heranzuführen. 

Im sächsischen Böhlen wurde kürzlich nahe 
des Kraftwerks Lippendorf ein PV-Projekt 
des Energiekonzerns LEAG fertiggestellt. Den 
17 MW-Solarpark hat die LEAG gemeinsam 
mit ihrem strategischen Partner EP New Ener-
gies GmbH (EPNE) entwickelt und umgesetzt. 
Mit der Inbetriebnahme wird das Grünstrom-
angebot in Mitteldeutschland deutlich erwei-
tert. Projekte dieser Art bilden die Grundlage 
für eine forcierte Entwicklung der Region im 
Bereich der Wasserstoffwirtschaft. An ihren 
Kraftwerksstandorten – darunter das Kraft-
werk Lippendorf im Süden von Leipzig – plant 
die LEAG den Neubau flexibler Wasserstoff-
Ready-Gaskraftwerke oder reiner Wasser-
stoffkraftwerke. Die Gesamtkapazität dieser 
neuen Stromerzeugungsanlagen soll bis 2040 
bei bis zu 4,5 GW liegen. Zusammen mit bis 
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zu 14 GW Grünstromerzeugung, die bis 2040 
verfügbar gemacht werden sollen, könnten 
die Stromerzeugungskapazitäten der heuti-
gen Braunkohlekraftwerke in der Lausitz und 
in Mitteldeutschland ersetzt werden. 

Anlässlich eines Besuchs im Kraftwerk 
Jänschwalde sicherte Bundeswirtschafts- 
und -Klimaschutzminister Robert Habeck zu, 
dass die Anbindung der Lausitzer Kraftwerks-
standorte an das künftige Wasserstoffkern-

netz sichergestellt werde. Ab Mitte der 2030er-
Jahre sollte, so der Minister, ausreichend 
Wasserstoff zur Verfügung stehen, um die 
wasserstofffähigen Kraftwerke schrittweise 
vom Energieträger Gas auf 100 % Wasserstoff 
umstellen zu können.

Mit der Anbindung an das Gas- und Wasser-
stoffnetz bekäme der Kraftwerksstandort 
Jänschwalde mit seinen Planungen für ein 
innovatives Speicherkraftwerk eine Chance 

auf eine grüne Transformation und einen 
möglichst nahtlosen Übergang von der Kohle-
verstromung zu zukunftsorientierten Tech-
nologien. Daraus würden sich wiederum Per-
spektiven für Beschäftigung und industrielle 
Neuansiedlungen mit Zukunftsjobs ergeben.

Das von LEAG am Standort Jänschwalde  
geplante Speicherkraftwerk soll mit einer  
900-MW-Gas- und Dampfturbinen-Anlage, 
einem thermischen 1.000-MWh Elektro-
Speicher auf Basis von Feststoffen sowie einer 
40-MW Elektrolyse-Anlage ab dem Jahr 2026 
errichtet und im Jahr 2029 in Betrieb gehen. 
Bereits zum Ende 2028 wird das derzeit am 
Standort betriebene Braunkohlenkraftwerk 
Jänschwalde laut Kohleausstiegsgesetz kom-
plett stillgelegt. Parallel zu den Planungen 
für innovative Kraftwerke will das Energie-
unternehmen den Aufbau von 7 GW erneuer-
barer Energien auf Bergbaufolgeflächen bis 
2030, Kurz- und Langzeitspeicher, sowie die 
Produktion von grünem Wasserstoff realisie-
ren. Für diese neue grüne Grundlast plant 
das Unternehmen Investitionen von bis zu 
einer Milliarde Euro pro Jahr.

Gerade in Ostdeutschland zeigt sich, wie stark 
die Transformation der Energieversorgung 
und die Dekarbonisierung der Industrie von 
den energiepolitischen Rahmenbedingungen 
abhängig ist. Ohne eine schnell hochlaufende 
Wasserstoffinfrastruktur hätten viele Projekte 
keine sichere Grundlage.

Aber auch in Westdeutschland wird der Auf-
bau des Wasserstoffkernnetzes aufmerksam 
beobachtet. Zwar sind mehrere Einspeise-
stellen an den Grenzen zu Belgien und den 
Niederlanden mit einer Kapazität von mehr 
als 10 GW eingeplant, um den notwendigen 
Import von Wasserstoff zu ermöglichen. An-
dererseits bestehen weiterhin Sorgen, ob die 
Versorgung wichtiger energieintensiver In-
dustrien mit Wasserstoff rechtzeitig und 
ausreichend erfolgen kann. Dies gilt u.a. für 
die Papierindustrie im Kreis Düren mit rund 
10.000 Beschäftigten. Zudem entwickelt sich 
der Kreis Düren zum Vorreiter wasserstoff-
basierter Mobilität und verfügt mit dem 
„Helmholtz-Cluster Wasserstoff“ am For-
schungszentrum Jülich (FZJ) über das größte 
Wasserstoff-Forschungscluster im Lande.

Entwurf für das Wasserstoffkernnetz 
 Quelle: FNB https://fnb-gas.de/wasserstoffnetz-wasserstoff-kernnetz/

Abb. 
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Fazit

Der Hochlauf der Wasserstoffnutzung in 
Deutschland hat durch den neuen gesetzli-
chen Rahmen und die der Bundesnetzagentur 
zur Genehmigung vorliegenden Planungen 
für das Wasserstoffkernnetz einen großen 
Schritt nach vorn gemacht. Jetzt kommt es 
darauf an, künftige Verbraucher sinnvoll mit 
dem Netz zu verknüpfen. Das gilt für Indus-
trieunternehmen und Stromerzeuger, aber 
auch für die Mobilität und die Wärmeversor-

gung. In den vom Kohleausstieg besonders 
betroffenen Strukturwandelregionen beste-
hen besonders große Erwartungen an den 
erfolgreichen Hochlauf des deutschen Was-
serstoffnetzes. 
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Einführung in die Energiewirtschaft – Ressourcen und Märkte 

Nicht nur in Bezug auf den Klimaschutz ist die Energiewirtschaft seit Jah-
ren ein zentrales und interessantes Arbeitsfeld. Ein neues Lehrbuch ver-
mittelt Neueinsteigern und Studenten eine Einführung in die Mechanis-
men dieses spannenden und zentralen volkswirtschaftlichen Sektors, 
der als wichtiger Treiber auf dem Weg zur Klimaneutralität gilt. Verfasser 
des Werkes ist der langjährige „et“-Stammautor Prof. Dr. Hans-Wilhelm 
Schiffer, Mitglied im Studies Committee des World Energy Council,  
London. Er war viele Jahre in zwei Bundesministerien sowie in leitender 
Funktion bei einem großen Energieunternehmen tätig und ist Lehrbeauf-
tragter in verschiedenen Masterstudiengängen an der RWTH Aachen.

Eine große Zahl von Institutionen hat Prognosen und Szenarien zur lang-
fristigen Entwicklung der globalen Energieversorgung vorgelegt. Dazu 
gehören von Regierungen gestützte Organisationen, wie die International 
Energy Agency, die International Renewable Energy Agency und die U.S. 
Energy Information Administration, aber auch Energiekonzerne, wie BP, 
ExxonMobil und Equinor, Beratungsunternehmen, wie DNV, McKinsey 
und Bloomberg sowie der World Energy Council, der von fast 100 natio-
nalen Mitgliedsorganisationen getragen wird. Es erfolgt eine Einordnung 
der von diesen Institutionen verfolgten methodischen Ansätze, und die 
aus deren Studien ableitbaren Schlüsselbotschaften werden dargestellt 
– insbesondere mit Blick auf die Einhaltung der Klimaziele. 

Ein weiteres Kapitel behandelt die Strukturen auf den Märkten für  
Mineralöl, Braunkohle, Steinkohle, Erdgas und Elektrizität in Deutsch-
land. Dies erfolgt unter Berücksichtigung der gesamten Wertschöp-
fungskette von der Gewinnung im Inland bzw. dem Import dieser Ener-
gieträger, deren Umwandlung, Transport und Verteilung bis zum 
Vertrieb. Auch die Folgen des Angriffskriegs Russlands in der Ukraine auf 
die Energieversorgung sind Gegenstand der Darlegungen. Die erneuer- 

baren Energien werden angesichts der stark gewachsenen Bedeutung 
in einem eigenen Kapitel behandelt. Darin werden die verschiedenen 
Technologien mit ihren jeweils bestehenden Merkmalen beschrieben. 
Dazu zählen vor allem die Wind- und Solarenergie, die Wasserkraft, die 
Biomasse und die Geothermie. Einen weiteren Schwerpunkt bilden die 
Fördermechanismen, die in Deutschland vor allem seit dem Jahr 2000 
mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in Kraft getreten sind. 

Die mit der Integration der erneuerbaren Energie in das Gesamtsystem 
der Energieversorgung verbundenen Herausforderungen werden eben-
falls thematisiert. Die Preisbildung auf den Märkten für Öl, Erdgas, 
Steinkohle und Elektrizität wird vor dem Hintergrund der Wettbewerbs-
situtation  auf den verschiedenen Märkten herausgearbeitet. Die Rele-
vanz von Kosten und Preisen für Investitionen in Erzeugungsanlagen ist 
am Beispiel des Strommarktes erläutert, wobei das Merit-Order-Prinzip 
bei der Strompreisbildung auf Großhandelsebene ausführlich erklärt 
wird. Die unternehmerischen Aktivitäten, auch und gerade im Energie-
sektor, sind stark beeinflusst durch staatliche Rahmensetzung. Dies gilt 
bezüglich energie- und umweltpolitischer Vorgaben auf Bundes- und 
Landesebene sowie aufgrund der Regelwerke, die auf Ebene der EU ge-
setzt und permanent angepasst werden. Dazu zählt das europäische 
Treibhausgas-Emissionshandelssystem als entscheidendes marktwirt-
schaftliches Instrument zur Begrenzung der Treibhausgas-Emissionen 
in den von diesem Mechanismus erfassten Sektoren, das in seiner Wir-
kungsweise erklärt wird. 
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von Hans-Wilhelm Schiffer 2023. IX, 410 S. 386 Abb., 385 Abb. in 
Farbe. Brosch. € (D) 39,99 | € (A) 41,11 | CHF 44.50 978-3-658-
41746-8 € 29,99 | CHF 35.50 978-3-658-41747-5 (eBook)


